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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
1. Regierungspräsidium Darmstadt 
64278 Darmstadt 
Schreiben vom 26.11.2020 
Eingang am 26.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Eine Auseinandersetzung mit den Dichtevorgaben bezogen auf Siedlungstypen und 
Bruttowohnbauland gemäß Regionalem Flächennutzungsplan / Regionalplan 
Südhessen ist in den vorliegenden Planunterlagen nicht durchgeführt worden. Die 
Ziele sind einzuhalten. 

2. Eine Ausarbeitung zur Begründung der Wahl des Verfahrens gemäß 13a BauGB ist 
unterblieben. Aufgrund der Größe des Plangebietes wird diesbezüglich 
Nachholbedarf gesehen. 

3. Seitens der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt in Wiesbaden erfolgt ein Hinweis 
zum Thema Grundwasser bezüglich des Lage des Plangebietes in der Schutzzone 
des Trinkwasserschutzgebietes für verschiedene Trinkwassergewinnungsanlagen. Es 
erfolgt ein Hinweis auf die Schutzgebietsverordnung. 

4. Seitens der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt in Wiesbaden erfolgt ein Hinweis 
zum Thema Bodenschutz. Es wird auf einen Datenbankeintrag in der hessischen 
Altflächendatei verwiesen. Zudem erfolgt ein Hinweis zum Umgang mit 
aufgefundenen Bodenverunreinigungen. 

5. Seitens der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt in Wiesbaden erfolgt ein Hinweis 
zum Thema Abfallwirtschaft. Es werden Handlungsempfehlungen zum Umgang mit 
Aushub und kontaminiertem Bodenmaterial gegeben. Zudem erfolgt der Verweis auf 
ein Merkblatt der Regierungspräsidien. 

6. Es erfolgt ein bergaufsichtlicher Hinweis zu einem Erdwärmebetrieb im Wohngebiet. 
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird ein Abschnitt in der Begründung des 
Bebauungsplanentwurfs hinzugefügt unter 2.2. Es wird zudem auf das einschlägige Urteil 
des VGH Kassel verwiesen, wonach die Dichtewerte nur für die Ausweisung von neuen 
Baugebieten, nicht aber für die Überplanung bereits vorhandener Wohngebiete gelten (VGH 
Kassel, 13.10.2016, 4 C 962/15.N)   
 
Zu 2.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es erfolgt ein Abschnitt hinsichtlich der Verfahrenswahl in der 
Begründung. 
 
Zu 3.: 
Der Anregung wird gefolgt. Der bestehende Hinweis in den Textfestsetzungen wird 
entsprechend präzisiert. 
 
Zu 4.: 
Der Anregung wird gefolgt. Der bestehende Hinweis in den Textfestsetzungen wird 
entsprechend ergänzt. 
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Zu 5.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird in den Textfestsetzungen der Hinweis zum Umgang mit 
Bodenmaterial ergänzt. 
 
Zu 6.:  
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
2. NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH 
Netzvertrieb 
Solmsstraße 38 
60486 Frankfurt am Main 
Schreiben vom 26.11.2020 
Eingang am 26.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Plangebiet bestehende Leitungen und 
Hausanschlüsse befinden, deren Bestand und Betrieb zu gewährleisten ist. Eine 
Überbauung ist unzulässig. 

2. Es erfolgt ein Hinweis zu Normen bezüglich Baumpflanzungen und zum Schutz 
bestehender unterirdischer Leitungen. Zudem erfolgt ein Hinweis zur rechtlichen 
Sicherung von Leitungstrassen. Es wird auf die Netzauskunft der NRM verwiesen. 

 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1. und 2.:  
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Es wird auf die vorhandenen Hinweise 
verwiesen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
3. IHK Frankfurt am Main 
Geschäftsstelle Hochtaunus / Main-Taunus 
Ludwigstraße 10 
61348 Bad Homburg 
Schreiben vom 23.11.2020 
Eingang am 23.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Im Zuge des Trends zu Homeoffice wird begrüßt, in nichtstörendem Umfang 
gewerbliche Nutzungen zuzulassen. Die Sinnhaftigkeit der vorgenommenen 
Unterscheidung zwischen nicht störendem Gewerbe und nicht störendem Handwerk 
wird angezweifelt. 
 

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Formulierung der Textfestsetzung ergibt sich aus den 
hier vorherrschenden städtebaulichen Notwendigkeiten in Verbindung mit § 4 BauNVO. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
4. Amt für Bodenmanagement Limburg an der Lahn 
Ländliches Bodenmanagement 
Berner Straße 11 
65552 Limburg an der Lahn 
Schreiben vom 17.11.2020 
Eingang am 17.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Bezüglich des Liegenschaftskatasters wird angemerkt, dass die Flurstücksauflistung 
in der Begründung nicht mit der zeichnerischen Abgrenzung des Geltungsbereichs 
übereinstimmt. Bezüglich ländlicher und städtischer Bodenordnung bestehen keine 
Bedenken. 
  

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Der Anregung wird gefolgt. Die Flurstücksliste wird korrigiert. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
5. Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V. 
AK Hochtaunus 
Liebfrauenstraße 13 
61440 Oberursel 
Schreiben vom 27.11.2020 
Eingang am 27.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Aus Sicht der Hessischen Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V. ist ein 
artenschutzrechtliches Gutachten zu erstellen und nachzureichen. Es ist mindestens 
in Form einer Potenzialanalyse zu leisten aus der hervorgeht, ob und falls ja welche 
Leitarten oder auch artenschutzrechtlich relevante Arten noch erfasst werden 
müssen. 

2. Zur Vermeidung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten  wird 
vorgeschlagen, die Durchsichtigkeit und Spiegelungswirkung durch eine 
entsprechende Materialwahl oder Markierungen zu begrenzen. Zudem soll der 
Außenreflexionsgrad von Verglasungen beschränkt werden. 
  

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird eine Analyse der artenschutzrechtlich relevanten 
Leitarten vorgelegt (Ergebnisbericht „Untersuchungen  - Gesetzlich geschützte Biotope – 
Artenschutz“ des Büros GPM aus Kronberg vom 23.11.2021). 
 
Zu 2.: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt, da hierzu keine technischen Richtlinien oder 
gesetzliche Regelungen bestehen. Der Hinweis unter C.16 wird ergänzt. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
6. BUND 
Ortsverband Königstein – Glashütten 
Milcheshohl 27 
61462 Königstein im Taunus 
Schreiben vom 29.11.2020 
Eingang am 30.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Es sollen mehr Einzelbäume zum Erhalt festgesetzt werden. 
2. Es wird vorgeschlagen, detailliert auf andere naturschutzfachliche 

Verbotstatbestände auch aus benachbarten Fachgebieten in den Textfestsetzungen  
zumindest hinzuweisen, da diese der breiten Öffentlichkeit unbekannt seien. 

3. Es wird bemängelt, dass im Rahmen der Grundflächenüberschreitung in den 
Teilbereichen mit Ausnahme der Teilbereiche 5, 6 und 7 oft mehr als die Hälfte des 
jeweiligen Baugrundstücks versiegelt werden darf, wobei Terrassen, Stellplätze und 
Zufahrten nicht eingerechnet werden. 

4. Es wird vorgeschlagen, Asphaltdecken innerhalb privater Garagenzufahrten nicht 
zuzulassen. Zur Reduktion der abzuleitenden Regenwassermenge  sind Stellplätze 
und Garagenzufahrten mit wasserdurchlässigen Materialien auszuführen; es werden 
Beispiele genannt. 

5. Es wird angeregt, die Verwendung von Kunstrasen und Geovlies auf nicht befestigten 
Flächen nicht zu gestatten. 

6. Es werden Festsetzungen vorgeschlagen, wonach für die Bereitstellung und 
Beheizung von Warmwasser überwiegend erneuerbare Energien genutzt werden 
sollen. Die fossilen Brennstoffe Kohle, Erdöl und Erdgas sollen unzulässig sein, 
wobei für Erdöl und Erdgas Ausnahmen vorgesehen werden. Gemäß dem Vorschlag 
sind bauliche und sonstige technische Möglichkeiten für die Nutzung, Erzeugung und 
Speicherung von Strom, Wärme, Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-
Wärme-Kopplung vorzusehen.   

7. Es wird eine Festsetzung angeregt, wonach für Neubauten und Sanierungen der 
Niedrigenergiehausstandard mindestens zu erreichen und der Passivhausstandard 
anzustreben ist. 

8. Für Neubauten und Sanierungen wird angeregt, bauliche Maßnahmen zu treffen für 
den Einsatz erneuerbarer Energien mit einem Zielanteil von mindestens 30% am 
Gesamtenergiebedarf des Gebäudes. 

9. Es wird eine Textfestsetzung vorgeschlagen, wonach Blockheizkraftanlagen und 
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen nur in geschlossenen Räumen oder innerhalb von 
Garagen betrieben werden dürfen. Wärmepumpen und Klimaanlagen sollen an 
benachbarten Wohngebäuden den Beurteilungspegel nach TA Lärm nicht 
überschreiten dürfen. 

10. Der BUND regt eine Textfestsetzung an, wonach Kellerräume bei anstehendem 
Grundwasser oder bei anstehendem Schichtwasser druckwasserdicht auszubilden 
sind. Drainagen sollen nicht erlaubt sein, wobei bestehende Anlagen Bestandsschutz 
genießen sollen. 

11. Der BUND regt an, eine Festsetzung aufzunehmen, wonach gefällte Bäume 
gleichwertig zu ersetzen sind. Es sind außerdem weitere, nicht stadtbildprägende 
Bäume zum Erhalt festzusetzen. 

12. Es wird angeregt, den Rand von Grundstücken, welche den Ortsrand bilden, mit einer 
zweireihigen Wildstrauchhecke zur Ortsrandausbildung zu bepflanzen. Die 
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Bepflanzung soll einen Abstand von 10 m zum Mühlbach aufweisen. Ziersträucher 
sollen hier unzulässig sein. 

13. Es wird eine Textfestsetzung angeregt, wonach ein Streifen von 10 m neben den 
neuen Mühlbach von einer gärtnerischen Bearbeitung ausgenommen werden soll. 
Eine Mahd darf maximal zweimal im Jahr erfolgen. Grünschnittablagerungen und 
Zäune sollen in diesem Bereich unzulässig sein. Die Ufer- und Auenstrukturen sollen 
naturnah entwickelt werden. 

14. Es wird vorgeschlagen für Fassaden mindestens einen Albedowert 
(Rückstrahlungswert) von 0,8 festzusetzen. 

15. Es wird vorgeschlagen, für Stellplätze und befestigte Flächen festzusetzen, dass 
bezüglich der Rückstrahlung ein Albedo-Wert von 0,4 nicht unterschritten wird. 

16. Es wird eine Festsetzung vorgeschlagen wonach Müllbehälter bevorzugt in Gebäude 
zu integrieren sind. Außerhalb von Gebäuden sollen sie eingefasst werden, sodass 
sie von der Straße aus nicht einsehbar sind. Öffnungen der Einfassungen für 
Zugänge sollen zulässig bleiben. Als Sichtschutz sollen Hecken- und 
Strauchbepflanzungen, Mauern sowie Holz- und Metallelemente zulässig sein. 

17. Es wird eine Festsetzung vorgeschlagen, wonach Stützmauern ab einer 
Ansichtsfläche von 20 m² dauerhaft zu begrünen sind. Sollte dies nicht möglich sein 
ist die Mauer farblich anzulegen. Dabei sollte ein Albedowert von 0,8 nicht 
unterschritten werden. Auch eine hängende Begrünung soll möglich sein. 

18. Es wird eine Textfestsetzung vorgeschlagen, wonach Böschungen, Abgrabungen, 
Stützmauern, Hangbefestigungen und Terrassierungen des natürlichen Geländes nur 
für Zuwegungen, Stellplätze und Terrassen zulässig sein sollen. 

19. Es wird eine lange Textfestsetzung mit einem noch umfassenderen Pflanzgebot als 
im bestehenden Planentwurf vorhanden, vorgeschlagen. Ein heimischer und 
standortgerechter Laubbaum soll bereits je 100 m² Gartenfläche gepflanzt werden 
(vorher: 400 m²). Zudem sollen Bäume in einem textlich definierten Vorgartenbereich 
angepflanzt werden. Es wird zudem eine Auffangregelung vorgeschlagen. Eine 
übermäßige Versiegelung der Vorgartenbereiche soll ebenso wie Schottergärten 
ausdrücklich unzulässig sein (vgl. Stellungnahme BUND, S. 10). Die nicht befestigten 
Flächen sollen als artenreiche Blühwiese angelegt werden, wobei genaue Vorgaben 
zur Mahd und Abtransport des Schnittgutes zu beachten sind. Zudem gibt es 
Vorgaben zum Umgang mit festgesetzten Pflanzstreifen. Das Verbot von Asphalt auf 
privaten Flächen wird wiederholt. Stellplätze und Garagenzufahrten sind gemäß 
diesem Vorschlag mit wasserdurchlässigen Materialien auszuführen, wobei 
verschiedene Beispiele genannt werden (vgl. Stellungnahme BUND, S. 11). 

20. Der BUND bittet um die Aufnahme einer Festsetzung zur Einleitung von 
Niederschlagswasser in den Mühlbach von den Grundstücken nördlich und westlich 
der Straße Am Ellerhang, soweit keine wasserrechtlichen Gründe dem 
entgegenstehen. 

21. Es wird die Aufnahme einer Textfestsetzung vorgeschlagen, wonach die 
Außenwände von Garagen und Pergolen sowie die Wände bei Zufahrtsrampen von 
Tiefgaragen zu begrünen sind. Zudem sind innerhalb der überbauten 
Grundstücksfläche ¼ der Wandflächen zu begrünen. Alternativ zur direkten 
Fassadenbegrünung ist ein Rankgerüst zulässig. Die Pflanzung muss ins Erdreich 
erfolgen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. Für jede Pflanze soll eine 
Pflanzfläche von 1 m² vorgesehen werden. Eine Pflanze pro 2 m Wandlänge ist 
anzustreben. 

22. Es wird eine Textfestsetzung vorgeschlagen, wonach Gebäudefassaden einen hellen 
Farbton aufweisen müssen und ihr Albedowert im Mittel den Wert von 0,8 nicht 
unterschreiten darf. 

23. Es wird ein umfassender Hinweis zum Bodenschutz und dem fachgerechten Umgang 
mit humosen Oberboden sowie mit Bodenmieten vorgeschlagen. Es wird auf ein 
Informationsblatt des Hessischen Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz verwiesen (vgl. Stellungnahme BUND, S. 12). 
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Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Lediglich die in der Planzeichnung dargestellten 
Einzelbäume wurden als städtebaulich relevant identifiziert. Zusätzlich wird die Begrünung 
des Baugebietes unterstützt durch die bestehenden Textfestsetzungen B.5 und B.7., welche 
umfangreiche Pflanzgebote vorgeben. Die Begrenzung der überbaubaren Flächen durch 
Baufenster und Grundflächenwerte sowie die Festsetzung zum Bau von Einzelhäusern 
fördern darüber hinaus das Ziel der Durchgrünung. 
 
Zu 2.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Auflistung möglichst vieler weiterer fachgebietsfremder 
Verbotstatbestände ist nicht die Aufgabe der Bauleitplanung. Sie trägt auch nicht zur 
Übersicht des Planwerks bei. Eine abschließende Auflistung sämtlicher Themen ist nicht 
möglich, sodass eine Auswahl getroffen werden müsste, wofür allerdings keine Kriterien 
bestehen. Es würde möglicherweise eine Vollständigkeit bei einer langen Auflistung 
suggeriert, welche allerdings nicht gewährleistet werden kann. 
 
Zu 3.: 
Der Anregung wird gefolgt. Die maximal zulässige Überschreitung der überbaubaren  
Fläche durch Nebenanlagen wird für die Teilbereiche 1, 2, 3, 4.1 und 4.2 auf 40% von 
GRmax festgesetzt. Die Mindestgröße von Baugrundstücken beträgt für den Teilbereich 2 
nun 550 m², für den Teilbereich 3 660 m² und für die Teilbereiche 4.1 und 4.2 nun 820 m².  
 
Zu 4.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Textfestsetzung A.7 ist ausreichend.   
 
Zu 5.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Textfestsetzung A.7 ist ausreichend. 
 
Zu 6.: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Erdöl wird als Energieträger ausgeschlossen. 
Bezüglich der Nutzung von erneuerbaren Energien bei Neubauten wird auf das EEWärmeG 
verwiesen. 
 
Zu 7.:  
Der Anregung wird nicht gefolgt. Detailfragen der technischen Bauausführung sind nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung. 
 
Zu 8.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Fragen der technischen Bauausführung sind nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung. Der Wert von 30% ist nicht ausreichend begründet. Es wird 
auf die einschlägigen Programme des Landes Hessen für energetische Gebäudesanierung 
verwiesen. 
 
Zu 9.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die allgemeinen Regelungen zum Immissionsschutz sind 
unabhängig von einer Festsetzung im Bebauungsplan einzuhalten. 
 
Zu 10.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird auf die einschlägigen Vorschriften des 
Wasserrechts und Grundwasserschutzes verwiesen. 
 
Zu 11.: 
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Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird auf die Baumschutzsatzung der Stadt Königstein 
im Taunus verwiesen. Ein anderer Umgang mit Ersatzpflanzungen sollte dort geregelt 
werden. Die zeichnerische Festsetzung zum Erhalt stadtbildprägender Einzelbäume 
bezweckt den Erhalt stadtbildprägender Einzelbäume.  
 
Zu 12.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Flächen werden seit Langem durch die Eigentümer 
intensiv als Hausgärten genutzt. Der vorhandene Bach selbst mit seinem Gehölzsaum bildet 
bereits eine natürliche und wahrnehmbare Abgrenzung der Ortslage. 
 
Zu 13.: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die Textfestsetzung A.9 wird weiter konkretisiert und 
die Nutzungen im Gewässerrandbereich eingeschränkt. Die Breite des Streifens wird 
angepasst. 
 
Zu 14 und 15.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Bezüglich der Albedo-Werte bestehen derzeit keine 
anerkannten technischen Richtlinien für die Bauleitplanung. Daher erscheint die Höhe 
willkürlich und die Auswirkungen sind nicht quantifizierbar. Eine Messung und Überprüfung 
der Vorgabe ist schwierig. Der Vergleich mit der Höhenfestsetzung ist nicht treffend, da 
deren Einhaltung durch die zahlreichen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure geprüft 
werden kann. Es gibt zahlreiche Büros, sie sind amtlichen Sachverständigen gleichgesetzt. 
Sie verwenden geeichte Geräte und anerkannte Messmethoden mit definierten zulässigen 
Toleranzen. Derartige Strukturen und Richtlinien sind in vielen Bereichen der 
Umweltmesstechnik, wie dem Albedowert zur Messung der Reflexionen von Oberflächen, 
(noch?) nicht in dem erforderlichen Maße etabliert. 
 
Zu 16.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird eine Festsetzung zur Gestaltung von Müllboxen 
eingefügt. 
 
Zu 17.: 
Die Anregung wird in Bezug auf die Begrünung von Stützmauern zur teilweise gefolgt. Es 
werden auch hängende Begrünungen zugelassen in der Textfestsetzung B.3., welche 
ansonsten ausreichend ist. Ein Albedo-Wert wird nicht festgesetzt, siehe hierzu die 
Abwägung zu Punkt 14 und 15.  
 
Zu 18.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die vorgeschlagene Festsetzung ist nicht hinreichend 
präzise. Die als Negativbeispiel angeführte Geländegestaltung bei einem Haus im 
Reichenbachweg könnte möglicherweise nicht verhindert werden, wenn eine ebenerdige 
Zuwegung zum Haus gewünscht ist und Abgrabungen, Terrassierungen und Stützmauern 
unter anderem für die Herstellung von Zuwegungen zulässig sein sollen.  
 
Zu 19.: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Es wird die Pflanzung eines Laubbaums pro 100 m² 
statt 400 m² Gartenfläche vorgeschrieben. Dem Vorschlag zur Vorgartenbepflanzung wird 
nicht gefolgt, da er als zu kompliziert angesehen wird. Bezüglich Schottergärten erfolgt unter 
Verweis auf § 8 HBO keine Anpassung. Zu der Wasserdurchlässigkeit von Flächen wird der 
Anregung nicht gefolgt. Es wird auf die Textfestsetzung A.7 verwiesen, welche ausreichend 
ist. Der Anregung bezüglich einer detaillierten Festsetzung hinsichtlich z.B. zu 
verwendenden Blühwiesenmischungen, des Abtransports von Schnittgut und des 
Ziersträucheranteils im Pflanzstreifen wird nicht gefolgt, da sie zu detailliert und schwer zu 
kontrollieren ist. 
 
Zu 20.: 
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Der Anregung wird nicht gefolgt. Der Umgang mit Niederschlagswasser hängt von den 
Bedingungen auf den jeweiligen Grundstücken ab. Dabei sind die wasserrechtlichen 
Vorgaben zu beachten. 
 
Zu 21.: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die vorhandene Textfestsetzung B.7 wird im Grundsatz 
beibehalten. Sie wird wie folgt ergänzt: 
 
Alternativ zur direkten Fassadenbegrünung ist ein Rankgerüst zulässig. Die Pflanzung muss 
ins Erdreich erfolgen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. Für jede Pflanze soll eine 
Pflanzfläche von mindestens 1 m² vorgesehen werden.  
 
Zu 22.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Festsetzung von Albedowerten ist problematisch, vgl. 
Abwägung zu Anregung/Bedenken 14 und 15. Die Vorgabe eines „hellen“ Farbtons für 
Gebäudefassaden ist auch deswegen hinsichtlich der Definition problematisch und schwer 
zu begründen. 
 
 
Zu 23.: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die bestehende Textfestsetzung wird erweitert. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
7. Hochtaunuskreis – Der Kreisausschuss 
Landratsamt 
Ludwig-Erhard-Anlage 1-5 
61352 Bad Homburg 
Schreiben vom 21.11.2020 
Eingang am 24.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Es wird auf die Dichtevorgaben des Regionalen Flächennutzungsplanes verwiesen. 
In diesem Zusammenhang wird um eine Prüfung bzw. Auseinandersetzung mit 
diesen Werten für das Plangebiet gebeten. 

2. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei dem Gehölzsaum entlang des 
Mühlbaches möglicherweise um ein geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG 
handelt. Der festgesetzte Streifen zum Erhalt der ufernahen Erlenvegetation wird 
begrüßt. Unter Berücksichtigung der Luftbilder ist dringend zu prüfen, ob der Bereich 
möglicherweise weiter gefasst werden muss. 

3. Die zulässigen Nutzungen innerhalb der privaten Grünfläche GR sind genauer zu 
definieren. Bauliche Anlagen sind hier auszuschließen. Es ist eine extensive 
Wiesennutzung anzustreben. 

4. Es ist zu prüfen, ob die landschaftsprägenden Gehölze am nördlichen Teil des 
Reichenbachwegs zum Erhalt festgesetzt werden können, da sie möglicherweise ein 
Habitat für Haselmaus, Vögel und Fledermaus darstellen. 

5. Es sollte ein Hinweis erfolgen, wonach Artenschutz auf der Umsetzungsebene 
(Abbruch- oder Bauantrag) umzusetzen ist. Hierbei sind die Arten / Artengruppen 
Vögel, Fledermäuse, Reptilien, Amphibien und Haselmaus zu berücksichtigen. 

6. Es wird die Erstellung eines Artenschutzgutachtens angemahnt. 
7. Es wird darauf hingewiesen, dass bei größeren Bauvorhaben stets eine ökologische 

Baubegleitung hinzuzuziehen ist, da in der Nähe (FFH-Gebiet) ein 
Schlingnattervorkommen nachgewiesen wurde. 

8. Um eine mögliche Beeinträchtigung der Haselmaus ausschließen zu können, soll 
eine Gehölzbeseitigung als schonende Rodung in den Monaten September und 
Oktober durchgeführt werden. Hierzu ist im Vorfeld mit einer ökologischen 
Baubegleitung zu beginnen. 

9. Im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung ist im Zuge der Baufeldfreimachung 
sicherzustellen, dass das Töten von Individuen der im Gebiet potenziell 
vorkommenden, besonders geschützten Tierarten (Blindschleiche, Igel, Grasfrosch) 
vermieden wird. Berichte der ökologischen Baubegleitung sind zeitnah an die Untere 
Naturschutzbehörde zu übermitteln. 

10. Aus denkmalschutzfachlichen Gründen sollte der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes das gesamte Flurstück 167/5 der Villa Rehe umfassen und nicht 
teilen. Der denkmalgeschützte Park ist in der Plandarstellung zu berücksichtigen. 

11. Festgesetzte Baugrenzen auf dem Grundstück der Villa Rehe sollten eng um das 
bestehende Villengebäude gezogen werden, um weitere Anbauten auch 
bauplanungsrechtlich zu verhindern. 

12. Im Bereich des Mühlbachs / Höhenbachs ist ein Gewässerrandstreifen auszuweisen. 
  

 Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
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Zu 1.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird ein Abschnitt in der Begründung des 
Bebauungsplanentwurfs hinzugefügt unter 2.2. Es wird zudem auf das einschlägige Urteil 
des VGH Kassel verwiesen, wonach die Dichtewerte nur für die Ausweisung von neuen 
Baugebieten, nicht aber für die Überplanung bereits vorhandener Wohngebiete gelten (VGH 
Kassel, 13.10.2016, 4 C 962/15.N). 
 
Zu 2.: 
Der Anregung wird gefolgt. Gemäß des Ergebnisberichts „Untersuchungen  - Gesetzlich 
geschützte Biotope – Artenschutz“ des Büros GPM aus Kronberg vom 23.11.2021 erfüllt der 
Gehölzsaum nicht die Kriterien eines gesetzlich geschützten Biotops. 
 
Zu 3.: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die Festsetzung A.1 wird ergänzt, sodass die 
Errichtung baulicher Anlagen auf der Grünfläche GR nicht zulässig ist. Auch gemäß dem 
Ergebnisbericht „Untersuchungen  - Gesetzlich geschützte Biotope – Artenschutz“ des 
Büros GPM aus Kronberg vom 23.11.2021, ist allerdings der gesamte Bereich stark durch 
eine hausgärtnerische Nutzung überformt. Eine Umnutzung der gesamten Grünfläche GR 
zur Auenweide wird durch die Stadt Königstein als nicht realistisch angesehen. Allerdings 
soll der Gewässerrandstreifen <E> in Bachnähe als Teil dieser Fläche künftig naturnah 
entwickelt werden. 
 
Zu 4.: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Die Fläche befindet sich außerhalb des 
Teilbereichs A. Die Anregung wird im Verfahren F16 B weiterbearbeitet. 
  
Zu 5.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es erfolgt eine umfassende Erweiterung der Textfestsetzung A.7 
zum Thema Artenschutz mit einem entsprechenden Hinweis. 
  
Zu 6.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird eine Analyse der artenschutzrechtlich relevanten 
Leitarten vorgelegt (Ergebnisbericht „Untersuchungen  - Gesetzlich geschützte Biotope – 
Artenschutz“ des Büros GPM aus Kronberg vom 23.11.2021) 
 
Zu 7.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es erfolgt eine umfassende Erweiterung der Textfestsetzung A. 
7 zum Artenschutz, welche zur Hinzuziehung der ökologischen Baubegleitung verpflichtet. 
 
Zu 8.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es erfolgt eine umfassende Erweiterung der Textfestsetzung A.7 
zum Artenschutz, in welcher die Rodungszeiten festgelegt werden. 
 
Zu 9.: 
Der Anregung wird gefolgt. Die Textfestsetzung A.7 wird entsprechend ergänzt. 
 
Zu 10. Und 11: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Die Fläche befindet sich außerhalb des 
Teilbereichs A. Die Anregung wird im Verfahren F16 B weiterbearbeitet. 
 
Zu 12.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird ein Gewässerrandstreifen in der erforderlichen Breite 
von 10 m sowohl nachrichtlich übernommen als auch als Fläche mit Bindungen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 
festgesetzt. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
8. Landesamt für Denkmalpflege Hessen 
HessenArchäologie 
Schloss Biebrich / Ostflügel 
65203 Wiesbaden  
Schreiben vom 04.11.2020 
Eingang am 06.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Es wird bestätigt, dass die Hinweise im Entwurf zu der Sicherung von 
Bodendenkmälern nach § 21 HDSchG korrekt sind. Darüber hinaus werden keine 
Änderungswünsche vorgebracht. Zum baulichen Denkmalschutz erfolgt eine 
gesonderte Stellungnahme der zuständigen Fachabteilung. 
 

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
9. Polizeipräsidium Westhessen 
Stabsbereich E4 – Prävention 
Konrad-Adenauer-Ring 51 
65187 Wiesbaden 
Schreiben vom 16.11.2020 
Eingang am 16.11.2020 
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Die planerische Festsetzung der Höhe von Einfriedung von 1,5 m ist empfehlenswert. 
2. Bei vorhandenen Bäumen sollte das Blattwerk erst in einer Höhe ab 200 cm 

beginnen. 
3. Es ist auf eine Ausleuchtung der Wege während der Hauptnutzungszeit zu achten 
4. Wege, Schilder und Beleuchtungskörper sind regelmäßig frei zu schneiden. 
5. Es wird der Einsatz von Bewegungsmeldern zur Schaltung von Beleuchtung 

empfohlen. 
 

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Die Anregungen 1.- 5. werden als Hinweise in den Textfestsetzungen unter C. 
übernommen.   
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
10. Deutscher Wetterdienst 
Frankfurter Straße 135 
63067 Offenbach 
Schreiben vom 12.11.2020 
16.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Es wird festgestellt, dass keine Einwände bestehen, da keine Standorte des DWD 
betroffen sind. 
 

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
11. Landesamt für Denkmalpflege 
Bau- und Kunstdenkmalpflege 
Schloss Biebrich / Westflügel 
65203 Wiesbaden 
Schreiben vom 11.11.2020 
Eingang am 11.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Bezüglich des Anwesend der Villa Rehe sollte die Grünkartierung in der 
Planzeichnung, wie in der Denkmaltopografie abgebildet, die Gesamtheit der Fläche 
der Liegenschaft umfassen, um in Gänze als Kulturdenkmal gelesen werden zu 
können. 

2. Die Baugrenze sollte im Bereich der Südwestecke des Gebäudes (Einschnitt vor 
Terrasse) eng am Gebäude geführt werden, um den Bereich des dort früher 
vorhandenen Steingartens vor einer Überbauung zu schützen. 
 

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1. und 2.: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Die Fläche befindet sich außerhalb des 
Teilbereichs A. Die Anregungen werden im Verfahren F16 B weiterbearbeitet. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
12. Abwasserverband Main-Taunus 
Vincenzstraße 4 
65719 Hofheim am Taunus 
Schreiben vom 09.11.2020 
Eingang am 12.11.2020 
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Die Textfestsetzungen zur Versickerung von Niederschlagswasser und zur 
Herstellung von Wegen, Stellplätzen und Hofflächen in versickerungsfähiger oder 
wasserdurchlässiger Bauweise werden begrüßt. 

2. Es wird die Aufnahme von ergänzenden Festsetzungen und Hinweisen angeregt: 
a. Ableitung, Sammlung und Rückleitung des auf Dachflächen anfallenden und 

zum Abfluss gelangenden Niederschlagswassers in Zisternen und 
Verwendung als Brauchwasser oder zur Gartenbewässerung, sofern eine 
Versickerung nicht möglich ist 

b. Extensive Begrünung von Flachdächern und flachgeneigten Dächern (z.B. 
von Garagen und Carports) 

3. Hinsichtlich der Rückhaltung von anfallendem Niederschlagswasser in Zisternen wird 
grundsätzlich empfohlen: 

a. 50% des Zisternenvolumens zur Abflussverzögerung und somit zur 
Minderung von Hochwasser- und Abflusspitzen (Abschluss einer 
kleindimensionierten Ablaufleitung an die Entwässerung) 

b. 50% des Zisternenvolumens für die Brauchwassernutzung oder zur 
Gartenbewässerung 
  

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2.: 

a) Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird auf die Zisternensatzung der Stadt 
Königstein im Taunus verwiesen. 

b) Der Anregung wird gefolgt. Es sollen nun in begrenztem Rahmen Flachdächer 
zugelassen werden. Diese sollen begrünt werden. Es wird die Textfestsetzung zu 
Dächern unter B.1 entsprechend angepasst. 

 
Zu 3.: 

a) Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Entwässerungssituation im Plangebiet ist 
teilweise kritisch. Die Anbindung eines Zisternenüberlaufs ist daher individuell mit 
den Stadtwerken Königstein abzuklären.  

b) Der Anregung wird gefolgt. Es wird ein entsprechender Hinweis in die 
Textfestsetzungen unter C. aufgenommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
13. HessenMobil 
Straßen- und Verkehrsmanagement 
Welfenstraße 3a 
65189 Wiesbaden 
Schreiben vom 28.10.2020 
Eingang am 04.11.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Es wird darauf hingewiesen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs durch 
den Bebauungsplan nicht negativ beeinflusst werden darf. Es bestehen gegen den 
Straßenbaulastträger klassifizierter Straßen auch künftige keine Ansprüche auf 
Schutzmaßnahmen nach BImSchG. 
 

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
14. Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main 
Hindenburgstraße 1 
64295 Darmstadt 
Schreiben vom 06.11.2020 
Eingang am 06.11.2020 
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Die Differenzierung hinsichtlich der Unzulässigkeit von nicht störenden 
Handwerksbetrieben bei einer gleichzeitig ausnahmsweisen Zulässigkeit von nicht 
störenden Gewerbebetrieben ist aus Sicht der Handwerkskammer nicht 
nachvollziehbar und wird als nicht sinnvoll erachtet. Alle gewerblichen Nutzungen 
müssen mit Wohnen kompatibel sein. Der ausdrückliche Ausschluss von Handwerk 
sollte überdacht werden. 

2. Die Auseinandersetzung mit der Nachverdichtung als Planungsvorgabe ist 
unzureichend definiert. Eine systematische Auseinandersetzung mit den Mindest-
Dichtvorgaben aus der Regionalplanung wurde nicht vorgenommen. 

3. Insgesamt wird bemängelt, dass die vorliegende Planung aufgrund ihre 
Dichtekonzeption eher zur Verknappung von Wohnraum beiträgt und keinen 
bezahlbaren Wohnraum schafft.    

 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Formulierung der Textfestsetzung ergibt sich aus den 
hier vorherrschenden städtebaulichen Notwendigkeiten in Verbindung mit § 4 BauNVO. 
 
Zu 2.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird ein Abschnitt zu den Dichtewerten des Regionalen 
Flächennutzungsplanes in der Begründung des Bebauungsplanentwurfs hinzugefügt unter 
2.2. Es wird zudem auf das einschlägige Urteil des VGH Kassel verwiesen, wonach die 
Dichtewerte nur für die Ausweisung von neuen Baugebieten, nicht aber für die Überplanung 
bereits vorhandener Wohngebiete gelten (VGH Kassel, 13.10.2016, 4 C 962/15.N).   
 
Zu 3.: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
15. Syna GmbH 
Ludwigshafener Straße 4 
65929 Frankfurt 
Schreiben vom 28.10.2020 
Eingang am 30.10.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Es wird auf die im Plangebiet vorhandenen Erdkabel verwiesen. Zum Umgang mit 
diesen Leitungen existieren Merkblätter, Vorschriften und Bestimmungen. Die 
Versorgungsleitungen sind für die vorhandenen Gebäude wichtig und damit 
unbedingt zu erhalten. 

2. Alle Bauanträge, welche an die Kabel angrenzen, hineinragen oder in ihrer 
unmittelbaren Nähe errichtet werden, sind der Syna zu Stellungnahme vorzulegen, 
damit die Sicherheit der Stromversorgung gewährleistet bleibt und Gefährdungen auf 
der Baustelle ausgeschlossen bleiben.  

 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1. und 2.: 
Der Anregung wird gefolgt. Der bestehende Hinweis in den Textfestsetzungen unter C.10 
wird entsprechend um die Belange der Syna ergänzt. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
16. Deutsche Telekom Technik GmbH 
NL Südwest 
Jahnstraße 54 – 64 
63150 Heusenstamm 
Schreiben vom 28.10.2020 
Eingang am 29.10.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Es wird darauf hingewiesen, dass Bestand und Betrieb der vorhandenen Leitungen 
weiterhin gewährleistet werden müssen. Bei der sind Beschädigungen zu vermeiden. 
Der ungehinderte Zugang der Leitungen muss jederzeit möglich bleiben. Vor Beginn 
der Bauarbeiten müssen sich die Bauausführenden über die Lage der Leitungen 
informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 

 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Der Anregung wird gefolgt. Der bestehende Hinweis in den Textfestsetzungen wird 
entsprechend um die Belange der Deutschen Telekom Technik GmbH ergänzt.  
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
17. Stadtwerke Königstein im Taunus 
Burgweg 5 
61462 Königstein im Taunus 
Schreiben vom 26.10.2020 
Eingang am 26.10.2020  
 
 
In dem Schreiben werden die folgenden Anregungen und Bedenken übermittelt: 
 

1. Die Verbrauchsspitzen aus den Sommermonaten 2018 bis 2020, welche aus der 
Bewässerung der Außenanlagen der Grundstücksbesitzer resultierten, können nicht 
dauerhaft durch die Stadtwerke bereitgestellt werden. Es sind Gegenmaßnahmen zu 
treffen.   

2. Es muss sichergestellt werden, dass über bauliche Veränderungen in dem Gebiet 
insgesamt keine Erhöhung der Einleitemenge in den öffentlichen Mischwasserkanal 
erfolgt. Gegebenenfalls ist die Einleitung von Regenwasser, auch im Hinblick auf sich 
verändernde Versiegelungen des Gebietes einzuschränken. 
 

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Es wird auf die Zisternensatzung der Stadt 
Königstein im Taunus verwiesen. 
 
Zu 2.: 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird den Textfestsetzungen ein entsprechender Hinweis 
unter C. zugefügt. 
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III.  Sonstige Änderungen und Ergänzungen 
 
 




